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einem bestimmten Betrieb obliegenden kommunalen Aufga­
ben mitgewirkt hätte. Er wäre damit — ähnlich wie z. B. im 
Rahmen der Mietergemeinschaft handelnde Mieter (vgl. § 117 
ZGB) oder ehrenamtliche Mitarbeiter, Funktionäre oder Mit­
glieder von gesellschaftlichen Organisationen — Mitarbeitern 
der Betriebe i. S. des § 331 ZGB gleichzustellen. Schadener­
satzpflichtig gegenüber dem Geschädigten wäre dann in ent­
sprechender Anwendung des § 331 ZGB das staatliche Organ 
oder ,der betreffende Betrieb, für den der Verklagte tätig ge­
worden ist.

Die Passivlegitimation des Verklagten wäre dabei auch 
dann nicht zu bejahen, wenn zwischen der Garagengemein­
schaft und dem betreffenden Rechtsträger ein Pflegevertrag 
hinsichtlich der Grünflächen, die an die der Garagengemein­
schaft zur Nutzung überlassenen Flächen angrenzen, bestünde 
und die vom Verklagten verrichteten Arbeiten als Leistungen 
im Rahmen der Bürgerinitiative „Mach mit!“ zu charakteri­
sieren wären. Die Schadenersatzpflicht träfe auch in diesem 
Fall den Rechtsträger der Fläche.

Inwieweit bei dieser Sachlage die Verantwortlichkeit des 
Verklagten gegenüber dem örtlichen Organ bzw. dem betref­
fenden Betrieb als Rechtsträger der Grünfläche gegeben ist, 
wäre für den Anspruch der Kläger ohne Belang. Sie wird aber 
in analoger Anwendung der Grundsätze, wie sie für Mieter 
in der Mietergemeinschaft gelten, nur dann und insoweit zu 
bejahen sein, als der Schaden durch vorsätzliche oder grob 
fahrlässige Verletzung der übernommenen Pflichten verur­
sacht wurde.

§§ 10, 27 PVerfO; §§ 37 ff., 148 Abs. 1 Satz 1, 150 Abs. 1 Satz 2 
ZPO; §§ 8 Abs. 2, 15 Abs. 3, 21, 32 Abs. 1 PatG; §§ 1, 4 PatG 
(1950).
1. Am Verfahren zur Nichtigerklärung eines Wirtschaftspa­
tents für eine Erfindung, die im Zusammenhang mit der Tätig­
keit des Erfinders in einem sozialistischen Betrieb oder einem 
staatlichen Organ oder mit dessen Unterstützung entstanden 
ist (sog. notwendiges Wirtschaftspatent), sind auf der Ver- 
klagtenseite sowohl der Erfinder als auch der Ursprungs­
betrieb zu beteiligen, sofern nicht einer von ihnen vor Einlei­
tung des Verfahrens erklärt hat, daß er auf das Patent und 
das Geltendmachen von Rechten daraus verzichtet.

Die Entscheidung der Spruchstelle beim AfEP ist jedem 
der Verfahrensbeteiligten zuzustellen.
2. Die Wirkungen einer fristgerecht eingelegten Berufung 
einer Prozeßpartei, die in bezug auf den Streitgegenstand not­
wendigerweise zusammen mit anderen geklagt hat oder ver­
klagt wurde, erstrecken sich auch auf sämtliche anderen 
Kläger oder Verklagte, die damit ebenfalls zu Prozeßparteien 
des Berufungsverfahrens werden.
3. Eine offenkundige Vorbenutzung einer durch ein Sach­
patent geschützten Erfindung i. S. von § 4 PatG (1950) liegt 
erst dann vor, wenn der erfindungsgemäß gefertigte Gegen­
stand soweit errichtet ist, daß ein sachkundiger Betrachter 
die Lösung offenbar erkennen und nächarbeiten kann.
4. Daß die mit einer neuen technischen Lösung erreichte 
Wirkung (hier: die Verringerung der Seilzugkraft beim Frei­
leitungsbau) auf Grund bekannter Gesetzmäßigkeiten und 
Berechnungsmethoden nachgewiesen werden kann, besagt 
nicht, daß ihr keine erfinderische Leistung zugrunde liegt. 
OG, Urteil vom 6. Dezember 1985 — 4 OPB 1/85.

Der Verklagte zu 1) ist Ursprungsbetrieb, und die Verklagten 
zu 2) bis 7) sind die Erfinder der dem Wirtschaftspatent 
„Hochspannungsschaltanlage mit abgespannten Bündelleiter­
seilen“ zugrunde liegenden technischen Lösung. Das Patent 
ist auf alle Schutzvoraussetzungen geprüft. Es wurde am
12. Februar 1979 angemeldet und am 8. April 1981 veröffent­
licht.

Der Patentanspruch lautet: „Hochspannungsschaltanlage 
mit abgespannten Bündelleiterseilen, gekennzeichnet dadurch, 
daß von dem Bündelleiter nur ein Teil der Teilleiter an 
Abspannpunkten abgespannt und der andere Teil der Teil­
leiter in Richtung der Längsachse des abgespannten Teils der 
Teilleiter angeordnet, an ihm befestigt und nicht an den 
Abspannpunkten abgespannt ist.“

Der Kläger hat vor der Spruchstelle für Nichtigerklärung 
von Patenten beim Amt für Erfindungs- und Patentwesen die 
Nichtigkeit dieses Patents beantragt. Er hat vorgetragen, daß 
die patentierte technische Lehre bereits in Patentschriften 
der Jahre 1927 und 1963 vorweggenommen sei. Außerdem 
habe im Inland eine offenkundige Vorbenutzung stattgefun­
den. Schließlich mangele es der Lösung an der erfinderischen 
Leistung.

Die Verklagten haben dem Nichtigkeitsantrag rechtzeitig 
widersprochen.

Die Spruchstelle hat das Wirtschaftspatent für nichtig 
erklärt. Sie ist im wesentlichen davon ausgegangen, daß die 
beanspruchte Lösung nicht identisch vorbekannt und auch 
technisch vorteilhaft sei. Das Vorliegen einer erfinderischen 
Leistung hat sie jedoch verneint.

Gegen diese Entscheidung haben die Verklagten. Berufung 
eingelegt. Sie haben vorgetragen, daß die patentierte tech­
nische Lehre aus dem bekannten Stand der Technik nicht 
ohne erfinderisches Zutun abgeleitet werden konnte.

Die Berufung hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Die Berufung ist fristgerecht eingelegt. Das ergibt sich aus 
folgendem:

An Verfahren zur Nichtigerklärung von Wirtschaftspaten­
ten für Erfindungen, die im Zusammenhang mit der Tätigkeit 
der Erfinder in einem sozialistischen Betrieb oder einem staat­
lichen Organ oder mit dessen Unterstützung entstanden sind 
(sog. notwendige Wirtschaftspatente), sind auf der Verklag- 
tenseite notwendigerweise sowohl der oder die Erfinder als 
auch der Ursprungsbetrieb zu beteiligen, sofern nicht einer von 
ihnen vor Einleitung des Verfahrens erklärt hat, daß er auf 
das Patent und das Geltendmachen von Rechten daraus ver­
zichtet. Die Notwendigkeit, so zu verfahren, folgt einerseits 
aus der Rechtsstellung von Erfinder und Ursprungsbetrieb, 
wie sie inbesondere in § 10 Abs. 1 Buchst, а PatG (Recht des 
Erfinders auf moralische und materielle Anerkennung), § 18 
Abs. 3 PatG (Nennung des Namens des Erfinders und des 
Ursprungsbetriebs in der Patentschrift und Ausstellung einer 
besonderen Urkunde sowohl für den Erfinder als auch für den 
Ursprungsbetrieb), §§ 4 Abs. 4 Satz 2, 16 Abs. 2 PatG (Recht 
und Pflicht des Ursprungsbetriebs zur Patentanmeldung) und 
§ 15 Abs. 3 PatG (nur ein gemeinsam von Erfinder und Ur­
sprungsbetrieb erklärter Verzicht führt zum Erlöschen 
des Patents) begründet ist. In prozessualer Hinsicht ergibt sich 
das daraus, daß über den Antrag auf Nichtigerklärung nur 
einheitlich gegenüber Erfindern und Ursprungsbetrieb ent­
schieden werden kann.

Die Spruchstelle ist demgemäß verfahren. Allerdings 
hätte sie die von ihr getroffene Entscheidung auch allen Be­
teiligten bzw. ihren Vertretern zustellen müssen (§§ 37 ff. 
ZPO L V.m. §10 der АО über die Verfahren vor dem Amt 
für Erfindungs- und Patentwesen zur Sicherung des Rechts­
schutzes für Erfindungen — PVerfO — vom 10. November 1983 
[GBl. I Nr. 34 S. 331]). Das hat sie unterlassen. Sie hat die 
Entscheidung lediglich dem Ursprungsbetrieb, dem Verklagten 
zu 1), zugestellt und diesen gebeten, die zweite ihm mit über­
sandte Ausfertigung an die Erfinder, die Verklagten zu 2) 
bis 7), weiterzuleiten. Diesen gegenüber ist mit der Zustellung 
an den Verklagten zu 1) am 1. März 1985 die Berufungsfrist 
nicht wirksam in Lauf gesetzt worden. Daher kann nicht da­
von ausgegangen werden, daß bei Eingang der Berufung am
3. Mai 1985 die zweimonatige Berufungsfrist gemäß § 21 Abs. 3 
PatG bereits abgelaufen war. Dabei ist es ohne Bedeutung, 
daß die Berufungsfrist für den Verklagten zu 1) gemäß § 150 
Abs. 1 Satz 2 ZPO an diesem Tag bereits verstrichen war.

Die Wirkungen einer fristgerecht eingelegten Berufung 
einer Prozeßpartei, die in bezug auf den Streitgegenstand 
notwendigerweise zusammen mit anderen geklagt hat oder 
verklagt wurde, erstrecken sich auch auf sämtliche anderen 
Kläger oder Verklagte, die damit ebenfalls zu Prozeßparteien 
des Berufungsverfahrens mit allen Rechten und Pflichten 
werden. Diese Schlußfolgerung aus § 148 Abs. 1 Satz 1 ZPO 
ist zwingend, weil andernfalls kein Mitglied einer derartigen 
Kläger- oder Verklagtengemeinschaft die Möglichkeit hätte, 
sein Recht zur Einlegung einer Berufung zu verwirklichen, 
wenn ein anderes Mitglied dieser Gemeinschaft davon keinen


